
NIEDERSCHRIFT HFA/0027/2024 

 
über die Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses am 30.01.2024 im 

Sitzungssaal des Rathauses. 
 
 

Ausschussmitglieder: 
Herr Matthias Ahlers  
Herr Marco Lennertz  
Herr Peter Rose Vertretung für Herrn 

Christoph Ueding 
Herr Thomas Schulze Tem-
ming 

Vertretung für Herrn 
Franz Josef Schulze 
Thier 

Herr Werner Wiesmann Vertretung für Frau 
Heike Ahlers 

Frau Hanna Hüwe  
Herr Thomas Jakobi  
Herr Carsten Rampe  
Herr Thomas Tauber  
Frau Iris Pawliczek  

 

Mitglied gem. § 58 Abs. 1 Satz 11 GO NRW: 
Herr Niels Geuking  

 

Entschuldigt fehlt: 
Frau Marion Dirks  

 

Von der Verwaltung: 
Herr Hubertus Messing  
Frau Michaela Besecke  
Herr Martin Struffert  
Frau Sandra Niemann  
Frau Julia Neumann  
Herr Paul Klein-Reesink  

 

Schriftführerin: 
Frau Ute Höning  

 
 
Beginn der Sitzung: 18:00 Uhr 
Ende der Sitzung: 19:10 Uhr 
 
 
Der stellvertretende Vorsitzender Herr Lennertz stellt zunächst fest, dass zu dieser 
Sitzung form- und fristgerecht eingeladen wurde. Hiergegen erhebt sich seitens der 
Ausschussmitglieder kein Widerspruch. 
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TAGESORDNUNG 

 

I. Öffentliche Sitzung 
 

1. Ersatzbeschaffung eines Hilfeleistungslöschgruppenfahrzeugs 

(HLF) für die Freiwillige Feuerwehr Billerbeck 
  

Frau Niemann erläutert anhand der Sitzungsvorlage die Notwendigkeit 
der Ersatzbeschaffung eines Hilfeleistungslöschfahrzeuges (HLF).  
 
Im Anschluss erläutert Herr Heuermann, Leiter der Freiwilligen Feuer-
wehr, anhand einer Präsentation (siehe Anlage 1 im Ratsinformationssys-
tem) das Erfordernis sowie die Herangehensweise an das Projekt der 
“Ersatzbeschafftung eines HLF”. 
 
Nach der Präsentation wird seitens aller Fraktionen sowie von Herrn Ge-
uking die Anschaffung befürwortet, da hierdurch die Einsatzfähigkeit der 
Feuerwehr und die Sicherheit der Bevölkerung gewährleistet wird.  
 
Frau Pawliczek fragt nach, ob hinsichtlich der Umsatzsteueranpassung in 
2026, die Vorsteuer gezogen werden kann. Hierzu kann zum heutigen 
Zeitpunkt seitens der Verwaltung keine Aussage gemacht werden.  
 
Anschließend möchte Frau Hüwe wissen, ob die Finanzierung durch die 
Feuerwehrpauschale vom Land abgedeckt werden kann. Herr Messing 
entgegnet, dass Gespräche hinsichtlich der Finanzierung der Feuerweh-
ren stetig vom Städte- und Gemeindebund in entsprechenden Verhand-
lungen mit dem Land aufgeführt werden. Die Feuerschutzpauschale be-
läuft sich jährlich auf 60 T Euro. Seitens der Landesregierung wird ge-
prüft, weitere Finanzierungsmittel zur Verfügung zu stellen. Feststeht, 
dass mit einer wesentlichen Erhöhung nicht zu rechnen ist.  
  

Beschlussvorschlag für den Rat: 
 
Die Stadt Billerbeck erwirbt, zu einem voraussichtlichen Gesamtpreis von 
620.000,00 €, ein neues Hilfeleistungslöschgruppenfahrzeugs (HLF20). 
Die entsprechende öffentliche Ausschreibung ist vorzunehmen.  
 

Stimmabgabe: einstimmig 
 
  

2. Finanzierung für den Ausbau von Wirtschaftswegen 

 Frau Besecke nimmt Bezug auf die Vorberatungen im Bezirksausschuss 
und erläutert den Sachverhalt anhand der Sitzungsvorlage.  
 
Für die Fraktion der CDU meldet sich Herr Schulze Temming zu Wort 
und betont, dass der vor 10 Jahren gefasste Kompromiss nunmehr zu 
überdenken ist, da das KAG für den Innenbereich keine Beiträge mehr 
vorsieht und dieses rückwirkend ab dem 01.01.2018. In den vergangenen 
Jahren wurden die Beiträge im Außenbereich weiterhin eingezogen – so-
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wohl die direkte Anliegerbeteiligung in Höhe von 10 % als auch die 80 T 
Euro über die Grundsteuer A-Erhöhung.  
Ziel ist es nunmehr, in diesem Jahr rechtzeitig sowie aus Fairnessgrün-
den und zwar vor den Haushaltsberatungen das Thema Grundsteuer A 
zu betrachten. Der Verwaltungsvorschlag für dieses Jahr wird befürwor-
tet, allerdings sollte für das nächste Jahr nicht nur die 10 %-ige direkte 
Anliegerbeteiligung gestrichen werden, sondern auch die 40 % der 
Grundsteuer A-Erhöhung gestrichen werden. Eine analoge Behandlung 
aller Anlieger sollte realisiert werden. Wichtig sei weiterhin, alle Förder-
töpfe zu ermitteln und diese sowohl für den Innenstadt- als auch für den 
Außenstadtbereich zu nutzen. Zur weiteren Vorgehensweise schlägt Herr 
Schulze Temming vor – wie auch im Bezirksausschuss beschlossen – im 
nächsten Sitzungsturnus dieses Thema zu beraten.  
 
Anschließend teilt Herr Jakobi für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
mit, dass innerhalb seiner Fraktion noch weiterer Beratungsbedarf be-
steht. Er gibt zu bedenken, dass im Innenstadtbereich vorwiegend PKW-
Verkehr vorherrsche – LKW-Verkehr wird nicht durch die Anwohner ver-
ursacht. Im Außenbereich wiederum seien es die Maschinen bzw. Fahr-
zeuge der Anlieger, die eine Straße anders belasten als im Innenbereich. 
Weiterhin weist er auf die Mustersatzung “Straßenbaubeiträge” hin, in der 
durchaus die Möglichkeit einer Beitragserhebung gegeben ist. Einen 
kompletten Wegfall der Anliegergebühren im Außenbereich hält Herr Ja-
kobi für sehr schwierig.  
 
Danach bekräftigt Herr Tauber die Meinung seines Vorredners und be-
zeichnet den Vergleich Innenstadt – Außenbereich als einen Vergleich 
von “Äppel mit Birnen”. Er bekräftigt, dass die Schäden an den Wirt-
schaftswegen durch die starke Nutzung sowie Belastung entstehen. 
Grundsätzlich sollten Fördermittel gesucht werden, um eine Finanzierung 
sicherzustellen. Eine Beratung im nächsten Sitzungsturnus wird nicht ge-
sehen – aus dem einfachen Grund, dass es momentan keine neuen Er-
kenntnisse gibt. Die Gesetzeslage war absehbar und zuständig ist nun 
die CDU-Regierung, die nach einem Gleichklang suchen sollte. Die 
Kommune kann gesetzliche Vorgaben nicht “glattbügeln”. Zudem gehö-
ren Beratungen zur Grundsteuer A in das Themenfeld der Haushaltsbera-
tungen. Herr Tauber hebt hervor, dass die Herabsenkung der Grundsteu-
er A bei den Haushaltsberatungen im Vorjahr von der CDU abgelehnt 
wurde. Abschließend deutet Herr Tauber nochmals auf die damals ge-
fasste – in seinen Augen sehr gute Lösung hinsichtlich der Finanzierung 
– Vereinbarung hin. 
 
Nochmals meldet sich Herr Schulze Temming zu Wort und gibt zu be-
denken, dass Landwirte an vielen Stellen ebenso die Grundsteuer B ent-
richten. Einige Landwirte, welche gleichzeitig Unternehmer sind, sind so-
mit mit der Einkommenssteuer, der Grundsteuer A und der Grundsteuer 
B belastet. Nochmals betont er, dass frühzeitige Beratungen angestrebt 
werden sollten.  
 
Nachfolgend bekundet Frau Pawliczek die Gesprächsbereitschaft ihrer 
Fraktion und stellt die Gleichberechtigung aller Anlieger ebenso in den 
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Vordergrund. Schwierig zu beurteilen ist in ihren Augen, welche Gruppe 
welche Schäden in welchen Bereichen verursacht hat. Sie weist auf die 
Straßen in den Gewerbegebieten hin, welche oftmals durch LKW-Verkehr 
belastet werden. Diese Instandhaltungen werden nicht von den anliegen-
den Firmen bezahlt.  
 
Daraufhin nimmt Herr Wiesmann Bezug auf den Wortbeitrag von Herrn 
Jakobi und den Hinweis auf den Schadensverursacher. Er hebt hervor, 
dass die Wirtschaftswege teilweise in den 60-er Jahren entstanden sind. 
Die Qualität des Unterbaus entspricht nicht mal den Standards der Ge-
meindewege, die in den 70-er / 80-er Jahren entstanden sind. Zudem 
kritisiert er die Behauptung, dass nur im Außenbereich LKW oder 
Schwerlastverkehr vorherrsche – dieser ist im Innenstadtbereich nicht 
gänzlich ausgeschlossen.  
Ein großes Problem sieht Herr Wiesmann auch in der Nutzung der Stra-
ßen bei kritischen Witterungsbedingungen, z.B. im Frost- bzw. Tau-
Bereich, da die Verkehrsflächen den Belastungen durch öffentliche Ver-
kehrsmittel (Schulbusse, Heizöl-LKWs, Rettungswagen, etc.) ebenso ext-
rem sind. Abschließend bestätigt Herr Wiesmann, dass auch er den 
nächsten Sitzungsturnus für weitere Beratungen anstreben möchte.  
Seitens der Verwaltung schlägt Herr Messing nicht den nächsten, son-
dern den übernächsten Sitzungsturnus vor.  
 
Danach bekräftigt Herr Jakobi nochmals, dass Schäden an der Straße 
50.000-fach mehr durch LKWs oder Großgeräte verursacht werden.  
 
Für die FamilienPartei meldet sich Herr Geuking und befürwortet die Ent-
lastung der Grundsteuer A -  auch im Blick auf die haushalterische Lage. 
 
Ergänzend zum vorherigen Beitrag von Herrn Jakobi bekräftigt Herr Tau-
ber, dass die Belastung der Gemeindestraßen durch den Schwerlastver-
kehr – wie gerade geschildert – im beschriebenen Maße nicht vorhanden 
ist. Belastet durch den Schwerlastverkehr sind überwiegend die Kreis-
straßen.  
 
Im Folgenden bekräftigt Herr Ahlers nochmals das Bestreben separat 
über dieses Thema zu diskutieren. Er weist auf die umfangreichen Bera-
tungen hinsichtlich des damaligen Kompromisses hin und zeitnah das 
Thema separat, fachlich und inhaltlich - zu beleuchten.   
 
In Anbetracht der Bestrebungen nach einer inhaltlich und fachlich fundier-
ten Beratung erwartet Herr Tauber von der Verwaltung die Erarbeitung 
einer umfangreichen – auch im Hinblick auf die haushalterische Lage – 
fundierten Sitzungsvorlage, die den Gesamtkomplex erläutert und even-
tuelle Alternativ-Vorschläge enthält.  
 

Beschlussvorschlag für den Rat: 
1. Die Erhebung von Anliegerbeiträgen zum Ausbau von Wirt-

schaftswegen wird ausgesetzt.  

 

Stimmabgabe: einstimmig 
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Beschlussvorschlag für den Rat: 
 

2. Im übernächsten Sitzungsturnus wird beraten, ob der Sonderbei-
trag für den Wirtschaftswegeausbau weiterhin erhoben werden 
soll.  

 

Stimmabgabe: Ja Nein Enthaltungen 

CDU 5   

Bündnis90/Die Grünen   2 

SPD  1 1 

FDP 1   
  

3. Mitteilungen 

 Keine.  
  

4. Anfragen 

4.1. Tonbandaufnahme im Rathaus - Frau Pawliczek 

 Frau Pawliczek fragt nach, ob die Tonbandaufnahme während der Sit-
zungen im Sitzungssaal laufen. Dieses wird seitens der Verwaltung be-
jaht,  
Weiterhin weist Frau Pawliczek auf die Problematik der Beratungsreihen-
folge hin und kritisiert, dass in diesem Fall das Protokoll der Bezirksaus-
schusssitzung noch nicht vorlag. Interessant sei dieses, um zu erfahren, 
welche Aspekte bereits beraten wurden. Insofern äußert Frau Pawliczek 
die Bitte, dass die Protokolle bei aufeinander aufbauenden Sitzungen 
oder Sitzungen, die parallel das gleiche Thema behandeln, dass die Pro-
tokolle rechtzeitig zur Verfügung gestellt werden.  
 
Seitens der Verwaltung weist Herr Messing auf den eng getakteten Sit-
zungskalender hin und den vorab sehr umfangreichen Beratungen. 
 

4.2. Altkleidercontainter Holthauser Straße - Herr Jakobi 

 Herr Jakobi erkundigt sich, ob der Altkleidercontainer im Bereich der 
Holthauser Straße entsprechend des Altkleiderkonzeptes aufgestellt wur-
de.  
 
 
Frau Niemann entgegnet, dass dieser Altkleidercontainer auf einem Pri-
vatgrundstück aufgestellt wurde und so ausgerichtet ist, dass dieser nur 
über das Privatgrundstück zu erreichen ist. Die Aufstellung ist somit sat-
zungskonform.  
  
  

 
 
 
Marco Lennertz           Ute Höning 
stellvertretender Vorsitzender        Schriftführerin 
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